
URTEIL VOM 13. 11. 1990 — RECHTSSACHE C-216/89 

URTEIL DES GERICHTSHOFES (Dritte Kammer) 
13. November 1990* 

In der Rechtssache C-216/89 

betreffend ein dem Gerichtshof nach Artikel 177 EWG-Vertrag vom Bundessozial­
gericht in dem bei diesem anhängigen Rechtsstreit 

Beate Reibold 

gegen 

Bundesanstalt für Arbeit 

vorgelegtes Ersuchen um Vorabentscheidung über die Auslegung des Artikels 71 
Absatz 1 Buchstabe b Ziffer ii der Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 des Rates vom 
14. Juni 1971 zur Anwendung der Systeme der sozialen Sicherheit auf Arbeitneh­
mer und Selbständige sowie deren Familienangehörige, die innerhalb der Gemein­
schaft zu- und abwandern (ABl. L 149, S. 2), in der durch die Verordnung 
(EWG) Nr. 2001/83 des Rates vom 2. Juni 1983 (ABl. L 230, S. 6) geänderten 
und aktualisierten Fassung 

hat 

DER GERICHTSHOF (Dritte Kammer) 

unter Mitwirkung des Kammerpräsidenten J. C. Moitinho de Almeida, der Richter 
F. Grévisse und M. Zuleeg, 

(Gründe nicht wiedergegeben) 

auf die ihm vom Bundessozialgericht mit Beschluß vom 27. April 1989 vorgelegte 
Frage für Recht erkannt: 

* Verfahrenssprache: Deutsch. 
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REIBOLD 

Für die Anwendung des Artikels 71 Absatz 1 Buchstabe b Ziffer ü der Verordnung 
(EWG) Nr. 1408/71 des Rates vom 14. Juni 1971 zur Anwendung der Systeme der 
sozialen Sicherheit auf Arbeitnehmer und Selbständige sowie deren Familienangehö­
rige, die innerhalb der Gemeinschaft zu- und abwandern, in der durch die Verord­
nung (EWG) Nr. 2001/83 des Rates vom 2. Juni 1983 geänderten und aktualisier­
ten Fassung sind die Dauer und Kontinuität des Wohnorts bis zur Abwanderung 
des Arbeitnehmers, die Dauer und der Zweck seiner Abwesenheit, die Art der in 
dem anderen Mitgliedstaat aufgenommenen Beschäftigung sowie die Absicht des 
Arbeitnehmers, wie sie sich aus den gesamten Umständen ergibt, zu berücksichti­
gen; die vom vorlegenden Gericht angeführten tatsächlichen Umstände zählen zu 
denen, die bei der Anwendung dieser Kriterien berücksichtigt werden können. 
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